Protestmail gegen die Pensionskürzungen und die Pension mit 67
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Betreffzeile : Pensionskürzungen

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Böhrnsen, 
Sehr geehrte Frau Senatorin Jürgens-Pieper,
Sehr geehrte Frau Senatorin Linnert,
Sehr geehrte Abgeordnete,
mit Bestürzung haben wir von den Plänen des Senats zur Erhöhung der Pensionsgrenze auf 67 Jahre und der Pensionsabschläge bei Dienstunfähigkeit gelesen. 

Sie, Herr Böhrnsen, haben noch bei der Personalräteversammlung am 07. Oktober 2011 richtig festgestellt: „Lehrarbeit ist ähnlich belastend wie die Arbeit von Polizei, Feuerwehr und Justizvollzug!“ 

Die Konsequenz aus dieser richtigen Analyse und aus der jetzt schon beunruhigend hohen Zahl von Frühpensionierungen kann doch nur sein, die Arbeitsbelastung so zu reduzieren, dass die Kolleginnen und Kollegen im Bildungsbereich ihre Arbeit auch bis zur bisherigen Altersgrenze durchhalten. 

Im Wissen um die Belastung die Altersgrenze zu erhöhen, ist nicht viel mehr als eine kalte Pensionskürzung. Die veränderten Abschläge tun ein Übriges in diese Richtung. 

Ich fordere Sie auf, auf die Anhebung der Altersgrenze zu verzichten, und sich auch für eine Rücknahme der Rente mit 67 einzusetzen. 

Mindestens sollte im Hinblick auf die Gesundheit der Kolleginnen und Kollegen aber auch im Sinne der Schülerinnen und Schüler bei den Beschäftigten an Schulen und Kitas wegen der besonders belastenden Arbeitsbedingungen keine Erhöhung der Regelaltersgrenze stattfinden, sondern ein abschlagsfreier Ruhestand ab 65 Jahren ermöglicht werden. 

Ebenso fordere ich die Beibehaltung eines Pensionsabschlages von maximal 10,8 % für alle beamtet Beschäftigten. Insbesondere Pensionsabschläge von bis zu 18 % (!) für Schwerbehinderte (!) sind absolut unangemessen.

Mit freundlichen Grüßen 

